
Sehr geehrte Frau Kollegin!
Sehr geehrter Herr Kollege!

Mit 1. September 2022 sind die schulautonomen Bestimmungen betreffend 
die semestrierte/ganzjährige Oberstufe in Kraft getreten. Ein zentrales 
Argument für die semestrierte Oberstufe (ehemals Neue Oberstufe) war 
für viele immer die Individuelle Lernbegleitung (ILB). Zahlreiche Seminare 
wurden dazu an den Pädagogischen Hochschulen angeboten und viele 
unserer Kolleginnen und Kollegen haben diese Weiterbildungsmöglichkeit 
auch in Anspruch genommen, um unsere Schülerinnen und Schüler je nach 
Sachlage bestmöglich beraten zu können. Ich habe nie nachvollziehen 
können, warum der Dienstgeber die Ansicht vertreten hat, dass es einen 
zwingenden Zusammenhang zwischen einer Oberstufenorganisationsform 
und einer Unterstützung für Schülerinnen und Schüler gibt. Es ist daher 
sehr zu begrüßen, dass ab dem Schuljahr 2023/2024 alle Schülerinnen 
und Schüler - von zumindest dreijährigen mittleren und höheren Schulen 
- unabhängig vom gewählten Modell eine individuelle Lernbegleitung in 
Anspruch nehmen können. In zahlreichen Gesprächen und Workshops 
wurde von Praktikerinnen und Praktikern in diesem Zusammenhang stets 
darauf hingewiesen, dass die ILB bereits mit der 9. Schulstufe beginnen 
sollte. Leider wurde diese Forderung nicht umgesetzt und die gesetzlichen 
Bestimmungen nicht geändert. Die Individuelle Lernbegleitung setzt daher 
weiterhin ab der 10. Schulstufe ein. 

Abgeltung für die Tätigkeit: 
•  Altes Dienstrecht: Abgeltung im Kalenderjahr 2022 pro Einheit: € 42,25
•  Neues Dienstrecht: Teil der sogenannten zwei zusätzlichen Stunden

Energieautarke Schulen gefordert!

Jede und jeder von uns hat in den letzten Monaten miterleben müssen, 
wie rasant Preise für Produkte und Dienstleistungen gestiegen sind. Diese 
Entwicklung macht vor unseren Schultoren nicht halt. Direktorinnen und 
Direktoren berichten, dass die Erhöhung der Strompreise die bereits 
knappen Schulbudgets sehr belasten wird. Viele Menschen in unserem 
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Ab SJ 2023/2024
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Lernbegleitung
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Versorgt sein ist gut. 
Umsorgt sein besser.

Gesundheit & Wertvoll

gemeinsam besser leben

Wir wollen Sie heuer auf die Möglichkeit zum  Einstieg in die 

prämienbegünstigte Gruppen-Krankenver sicherung bei 

UNIQA hinweisen. 

Mit einer Gruppenversicherung genießen Sie zu sätzlich einen 

Rabatt! So sichern Sie sich und Ihrer Familie die bestmögliche 

Vorsorge zu einem noch günstigeren Preis.

•  Bei uns steigen Sie günstig ein und fl exibel um.

•  Wir fördern Ihren gesunden Lebensstil.

•  Bei Gesundheitsfragen ist das Med PLUS24service für Sie da.

Gruppen-Krankenversicherung
für Lehrer:innen der BMHS

uniqa.at

UNIQA Österreich Versicherungen AG

Tel.: +43 (0) 50677-670, E-Mail: info@uniqa.at

Wir beraten Sie gerne persönlich:

Zusatzvorteile bei Beitritt zur Gruppen-
Krankenversicherung bis 31.12.2022:

•   3 Monate Prämienbefreiung für die Gruppentarife.

•   Gutschein für den Entfall eines Selbstbehaltes 

beim Tarif Select Optimal.

•   6 Monate Prämienbefreiung beim Tarif Akut-Versorgt.

•   8 Monate Prämienbefreiung beim Gruppenzahntarif

Befristete 

Aktion bis

31.12.2022!
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Mehr Angaben zu der beworbenen Versicherung fi nden Sie auf www.uniqa.at in unserem Produktinformationsblatt.
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kompetent - verlässlich - hilfsbereit
Team FCG BMHS & Unabhängige

Aber so wie die Dinge stehen, werden auch in Zukunft  die Herausforderungen 
in der Personalvertretung sowie in der Gewerkschaft  nicht geringer werden. 
Es muss daher unser aller Bestreben sein, dass sich viele Kolleginnen und Kol-
legen für Anliegen anderer einsetzen und engagieren. Im heurigen Jahr fi n-
den wieder Wahlen statt . Ich lade Sie, sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehr-
ter Herr Kollege, sehr herzlich ein, Teil einer starken und zukunft sorienti erten 
fcg-Personalvertretung zu werden und daher zu kandidieren.
Einer starken und zuverlässigen fcg-Standesvertretung wird auch in Zukunft  
enorme Bedeutung zukommen. 

Detaillierte Informati onen fi nden Sie auf unsere Homepage www.bmhs-aktuell.at. 
Kompetent – Verlässlich – Hilfsbereit – Frakti on Christliche Gewerkschaft !

Ende 2019 sind Personalvertretungswahlen

Wir Funkti onärinnen und Funkti onäre werden immer 
wieder gefragt, worin eigentlich der Unterschied zwi-
schen Personalvertretung und Gewerkschaft  liegt 
und was tatsächlich gewählt wird. Hier also ein Ver-
such zur Begriff sklärung bzw. Abgrenzung: Die Perso-

nalvertretung (PV) ist gesetzlich eingerichtet, die Mitwirkung unterliegt daher 
ausschließlich den Besti mmungen des Personalvertretungsrechts (PVG). Die 
Struktur der Personalvertretung entspricht dem dreistufi gen Aufb au der Ver-
waltung und stellt sich somit wie folgt dar:

• Dienststellenausschuss/Vertrauenspersonenausschuss an der Schule
• Fachausschuss in der Bildungsdirekti on
• Zentralausschuss im BM:BWF

Die PV ist berufen, die berufl ichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und gesundheitlichen Interessen der Bediensteten zu wahren und zu för-
dern. Sie ist verpfl ichtet, für die Einhaltung geltender Gesetze, Verordnun-
gen und Erlässe einzutreten.

Die Personalvertretungswahlen fi nden alle fünf Jahre statt. Jede Lehrkraft 
ist aufgefordert, an den Wahlen für die drei angeführten PV-Organe teilzu-
nehmen.
Der Aufgabenbereich der Gewerkschaft Öff entlicher Dienst (GÖD) bleibt 
vom PVG unberührt. Die GÖD ist ein Verein, die Mitgliedschaft ist freiwillig. 
Der Wirkungsbereich der GÖD ist überbetrieblich, es kommt ihr jede Form 
der Mitgestaltungsmöglichkeit  für die Arbeitnehmer/innen im Rahmen der 
österreichischen Gesetze  zu. Konkret kann sich diese Mitgestaltung in For-
derungen nach arbeitnehmerfreundlichen gesetzlichen Änderungen, aber 
auch in politischen Forderungen sowie gegebenenfalls in Aktionen zu deren 
Durchsetzung manifestieren.

OGH 29.11.2013 8 ObA 8/13d)
§ 32 Abs 4 VBG ordnet Folgendes an: 
„Der Dienstgeber kann das Dienstverhältnis des Ver-
tragsbediensteten auch wegen einer Änderung des 
Arbeitsumfanges, der Organisati on des Dienstes 
oder der Arbeitsbedingungen kündigen, wenn eine 

Weiterbeschäft igung in einer seiner Einstufung entsprechenden Verwendung 
im Versetzungsbereich seiner Personalstelle nicht möglich ist, es sei denn, die 
Kündigungsfrist würde in einem Zeitpunkt enden, in dem er das 50. Lebens-
jahr vollendet und bereits zehn Jahre in diesem Dienstverhältnis zugebracht 
hat.“
Durch diese Kündigungsmöglichkeit soll verhindert werden, dass Dienstneh-
mer, deren Leistungen nicht mehr benöti gt werden, weiter im Dienst belassen 
werden müssen. Die „Organisati onshoheit“ liegt grundsätzlich beim Dienstge-
ber. Dieser entscheidet, ob die der Kündigung zugrunde liegende Umgliede-
rung, Rati onalisierung oder sonsti ge Neuorganisati on notwendig oder auch 
nur zweckmäßig ist. Die Kündigung ist allerdings dann ausgeschlossen, wenn 
die vom betreff enden Dienstnehmer bisher ausgeübte Täti gkeit nach wie vor 
erforderlich ist und geleistet werden muss. Zudem liegt der Kündigungsgrund 
nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes nur vor, wenn im gesamten Verset-
zungsbereich der Personalstelle des Dienstnehmers eine Weiterbeschäft i-
gung nicht möglich ist.

Beweislast beim Dienstgeber
Der Beweis für diese mangelnde Möglichkeit obliegt dem Dienstgeber, wobei 
dieser im gesamten Versetzungsbereich Weiterbeschäft igungsmöglichkeiten 
des Vertragsbediensteten, dessen Arbeitsplatz weggefallen ist, zu prüfen hat. 
Je größer der Personalstand ist, umso eher kann - allenfalls unter Zuhilfenah-
me organisatorischer Maßnahmen - eine „entsprechende“, also beiden Tei-
len zumutbare Verwendung gefunden werden. Ergibt die Prüfung durch den 
Dienstgeber geeignete Weiterbeschäft igungsmöglichkeiten, so ist der Kündi-
gungsgrund des § 32 Abs 4 VBG nur dann verwirklicht, wenn der Vertrags-
bedienstete alle Vorschläge zu einer entsprechenden Änderung des Dienst-
verhältnisses ablehnt. Sind freie und zu besetzende Arbeitsplätze vorhanden, 
liegt es also am Dienstgeber, den betroff enen Vertragsbediensteten ihrer 
Qualifi kati on entsprechende Arbeitsplätze unter Hinweis auf die sonst erfor-
derliche Kündigung anzubieten. Dabei muss den Vertragsbediensteten der 
Ernst der Lage vor Augen geführt werden. Das Anbieten freier Arbeitsplätze 
muss daher unter Hinweis auf die sonst erforderliche Kündigung erfolgen. Die 
bloße Ausschreibung von Arbeitsplätzen im Intranet wird diesem Erfordernis 
naturgemäß nicht gerecht, weil dem Vertragsbediensteten dabei gar nicht 
bewusst sein muss, dass ihm im Falle des Unterbleibens einer Bewerbung die 
Kündigung droht.

Personalvertretungswahlen 2019

Fortsetzung Roland Gangl Bedarfsmangelkündigung

Mag. Dieter Reichenauer
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Auf die Pädagoginnen 
und Pädagogen... 

...kommt 
     es an!

GESUCHT: 
Kreativer Unterricht
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Neustart Schule.
Bewegung in die Bildungspolitik!

In Kooperation mit

BEWERBUNGSFRIST: 
21.1.2019 bis 30.4.2019

PROJEKTE EINREICHEN AUF
www.iv-teachersaward.at
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Dienstunfall im Homeoffi ce
(OGH 27.4.2021, 10 ObS 15/21k)
Die bisherige Rechtsprechung des Abstellens auf ein Überwiegen der 
betrieblichen Nutzung des konkreten Unfallortes bei Unfällen während 
dienstlicher Tätigkeiten in den eigenen Wohnräumlichkeiten wird angesichts 
der zunehmenden Bedeutung von Homeoffi ce und der neueren deutschen 
Rechtsprechung nicht aufrechterhalten. Entscheidendes Kriterium ist vielmehr, 
ob die objektivierte Handlungstendenz des Versicherten ausschließlich in 
Richtung einer dienstlichen Tätigkeit gerichtet ist. Die Fortbewegung über 
eine nicht überwiegend zu betrieblichen Zwecken benutzte Innentreppe 
des Wohngebäudes zur Entgegennahme eines dienstlichen Telefonats im 
Arbeitszimmer diente keinem privatwirtschaftlichen Zweck.

Februar 2019

Sehr geehrte Frau Kollegin!
Sehr geehrter Herr Kollege!

Einen lesenswerten Leitartikel verfasste die Chef-
redakteurin der Tageszeitung Kurier, Martina Salo-
mon, am 13. Februar 2019. Unter dem Titel „Gebt 
der Schule eine Chance“ war unter anderem zu 

lesen, dass in das System mehr Wertschätzung hineingebracht werden 
müsse, wie Salomon unter Berufung auf den (geäußerten) Wunsch eines 
Schulleiters schreibt. Und weiter: „Der Lehrberuf ist einer der schwie-
rigsten, mit hoher Verantwortung und immer wieder maximalem Stress-
pegel. Das braucht mehr Anerkennung in der Gesellschaft.“

Weiters ist zu lesen: „Aber was das Elternhaus versäumt, kann die Schule 
nur zum Teil aufholen“. Diesen Aussagen ist sicherlich nichts mehr hin-
zuzufügen. Es ist außerdem äußerst positiv anzumerken, dass anschei-
nend nun auch Journalistinnen und Journalisten erkannt haben, welch 
anstrengende Tätigkeit Lehrerinnen und Lehrer täglich ausüben, welch 
großen Herausforderungen sie sich jeden Tag gegenübersehen. Dank 
gebührt all jenen, die in unermüdlicher Kleinarbeit dazu beitragen, 
unsere Tätigkeit ins rechte Licht zu rücken.

Dabei leisten wir als fcg-Standesvertretung sicherlich einen wesentli-
chen Beitrag. Es ist unerlässlich, eine kompetente, verlässliche und hilfs-
bereite fcg-Standesvertretung zu haben. Wir, die Mitglieder der Fraktion 
Christlicher Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, sprechen aktu-
elle  Herausforderungen direkt an, arbeiten konstruktiv an Lösungsmög-
lichkeiten und setzen die richtigen Schritte. 
Dabei zeigen die Vertreterinnen und Vertreter der fcg nicht nur ihre 
enorme Fach-, sondern natürlich auch eine ebenso hoch entwickelte 
Lösungs- und Sozialkompetenz. 

Es würde den Rahmen dieser Ausgabe sprengen, all unsere Erfolge im 
Detail anzuführen. Stellvertretend an dieser Stelle genannt seien aber 
die Möglichkeit des Ausstieges aus der Neuen Oberstufe, die sinnvolle 
Weiterentwicklung des sogenannten Zeitkontos sowie die Verbesserun-
gen im „Neuen Dienstrecht“ – allesamt Errungenschaften, die nur durch 
eine sehr starke fcg erreicht werden konnten. Unser Erfolgsrezept in drei 
Buchstaben lautet: TUN! 

Ihre fcg-Vertreterinnen und fcg-Vertreter auf der Ebene der jeweiligen 
Schule, des jeweiligen Bundeslandes sowie auf Bundesebene setzen 
sich zu jeder Zeit für Ihre Interessen und Anliegen ein und stehen Ihnen 
selbstverständlich als kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner mit Rat und Tat zur Seite. 

Aktuell
§§ 50f, 213 Abs. 1 und 10 BDG, §§ 12j, 13c Abs. 2a und 15a 
Abs. 1 Z1 GG
Nach einer mindestens sechswöchigen ununterbro-
chenen Dienstverhinderung wegen eines Unfalls 

oder einer Krankheit kann eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit in einer Bandbreite zwischen 50 % und 55 % des für eine Vollbe-
schäftigung vorgesehenen Ausmaßes in Anspruch genommen werden.

Die vereinbarte Dauer beträgt zwischen einem Monat und sechs Monaten. 
Eine einmalige Verlängerung von höchstens drei Monaten ist möglich.
Die Wiedereingliederungsteilzeit kann entweder unmittelbar nach Ende der 
Dienstverhinderung oder spätestens einen Monat danach angetreten wer-
den. Voraussetzung für die Gewährung der Wiedereingliederungsteilzeit 
sowie einer allfälligen Verlängerung ist, dass sich die Beamtin bzw. der Beam-
te auf Anordnung der Dienstbehörde einer ärztlichen Untersuchung gem. § 
52 Abs. 2 erster und zweiter Satz BDG unterzieht, um der Dienstbehörde die 
Feststellung der Dienstfähigkeit zu ermöglichen.

Der Beamtin oder dem Beamten kann eine vorzeitige Rückkehr zur ursprüng-
lichen regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt werden, wenn die medizini-
sche Zweckmäßigkeit der Wiedereingliederungsteilzeit nicht mehr gegeben 
ist.

Während der Wiedereingliederungsteilzeit darf der Dienstgeber keine MDLs 
anordnen.
Die Vereinbarung der Wiedereingliederungsteilzeit bedarf der Mitwirkung 
der zuständigen Personalvertretung.

Bezahlung:
Der Monatsbezug gebührt in der Höhe jenes Ausmaßes, das der Beamtin 
oder dem Beamten gem. § 13c GG (Bezug bei Dienstverhinderung) zustehen 
würde. Auf die Frist des § 13c GG (182 Kalendertage) ist der Zeitraum der 
Wiedereingliederungsteilzeit anzurechnen.

Vereinbarungsinhalte:
Ähnlich wie bei einem Sabbatical beinhaltet die Vereinbarung zwischen der 
Beamtin oder dem Beamten und der Dienstbehörde den Beginn, die Dauer, 
das Ausmaß und die Lage der Teilzeitbeschäftigung, wobei diese Vereinba-
rung sich immer innerhalb der Vorgaben des § 20c VBG bewegen muss. Der 
Vereinbarung geht ein Antrag seitens des Dienstnehmers voraus.

Wie bei den Vertragsbediensteten hat der Vereinbarung eine Befassung des 
Case Managements oder alternativ der Arbeitsmedizinerin /des Arbeitsme-
diziners oder des arbeitsmedizinischen Zentrums sowie die Erstellung eines 
Wiedereingliederungsplans vorauszugehen.

Diese Bestimmungen sind zunächst bis 31.12.2020 befristet.

Das Wochengeld ist ein Ersatz für das entgangene 
Einkommen aufgrund des Beschäftigungsverbotes 
während des Mutterschutzes.

Berechnung des Wochengeldes
Wochengeld gebührt grundsätzlich für die letzten 
acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbindung, 

für den Tag der Entbindung und für die ersten acht Wochen nach der Ent-
bindung. Sonderregelungen gelten für Frühgeburten, Mehrlingsgeburten und 
Kaiserschnittentbindungen.

Das tägliche Wochengeld wird aus dem Nettomonatseinkommen der letzten 
vollen drei Kalendermonate vor dem Beginn des Mutterschutzes errechnet 
(§ 162 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz). Beginnt der Mutterschutz 
beispielsweise am 25. Juni, so werden die Monate März, April und Mai zur 
Berechnung herangezogen. Hinzu kommt ein Zuschlag für Sonderzahlungen. 
Im Falle von regelmäßig geleisteten Mehrdienstleistungen vor Meldung der 
Schwangerschaft sind diese vom Dienstgeber bei der Meldung der Entgeltbe-
stätigung zu berücksichtigen (Entscheidung des OGH 10 Ob S 115/17k). Wird 
die Schwangerschaft beispielsweise am 12. Dezember gemeldet, so dürfen 
ab diesem Zeitpunkt keine MDLs mehr geleistet werden. Bemessungsgrund-
lage für das Wochengeld sind in diesem Fall die Monate September, Oktober 
und November, wenn in diesem Zeitraum aufgrund der Lehrfächerverteilung 
regelmäßig MDLs geleistet wurden. 

Neuerliche Schwangerschaft während der Elternkarenz 
Bezieherinnen von Kinderbetreuungsgeld haben nur dann Anspruch auf 
Wochengeld für ein weiteres zu erwartendes Kind, wenn sie schon anläss-
lich der vorherigen Geburt (des Kindes, für das sie gerade Kinderbetreuungs-
geld erhalten) Anspruch auf Wochengeld hatten und bei Beginn des Mutter-
schutzes ein Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld gegeben ist. Die Höhe des 
Wochengeldes entspricht in diesem Fall der Höhe des davor bezogenen Kin-
derbetreuungsgeldes.
ACHTUNG: Kein Anspruch auf Wochengeld besteht, wenn die Schutzfrist nach 
dem Ende des Kinderbetreuungsgeldes beginnt und die Erwerbstätigkeit 
noch nicht wieder aufgenommen wurde. Der Anspruch besteht auch dann 
nicht, wenn die arbeitsrechtliche Karenzdauer noch aufrecht ist. 

Befristetes Dienstverhältnis
Ein befristetes Dienstverhältnis läuft trotz einer Schwangerschaft ab, wenn 
die Befristung gesetzlich vorgesehen ist oder aus sachlich gerechtfertigten 
Gründen erfolgte. Dies ist vor allem bei Vertretungsverträgen der Fall. 
Tritt der Mutterschutz während eines befristeten Dienstverhältnisses ein, gel-
ten die gesetzlichen Regelungen zu Anspruch und Berechnung des Wochen-
geldes.

Für die Weiterbeschäftigung im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses 
müssen Schwangere so behandelt werden, als ob keine Schwangerschaft 
vorläge.

Mag. Roland Gangl

Wiedereingliederungsteilzeit 
für Pragmatisierte Wissenswertes zum Wochengeld

MMag. Andrea Langwieser Mag. Barbara Schweighofer-
Maderbacher

MMag. Andrea Langwieser

GIVE - Servicestelle für
Gesundheitsförderung an 
Österreichs Schulen

„Alles Gute für das neue Schuljahr“ ist eine (gerne) gepfl ogene Grußformel 
zum Schulstart in den Lehrer*innenzimmern. Damit es auch so bleibt, rufe 
ich die Servicestelle für Gesundheitsförderung in Erinnerung. give ist eine 
Servicestelle, die auf Initiative von BMBWF, BMASGK und ÖJRK gegründet 
wurde.

Aufgabe von give ist es, Lehrpersonen, Schulleitungen, 
Schulärzt*innen sowie alle am Schulleben Beteiligten in allen 
Fragen zur schulischen Gesundheit zu informieren und zu 
beraten.

Als Informations- und Dokumentationsdrehscheibe  bietet man Fachberatung, 
Veranstaltungen sowie mehr als 800 Materialien für den Unterricht und  die 
persönliche Gesundheit an.

Über 200 Organisationen aus allen Bundesländern - von A wie AFYA 
interkulturelle Gesundheitsförderung, über B, wie BVAEB bis hin zu  zeit.raum
Beratungszentrum für Lehrer*innen, – sind mit ihren Angeboten in der 
Organisationsdatenbank der Servicestelle erfasst. 

Gesundheitsförderung in der Wirkungsstätte Schule hat 
erwiesenermaßen positive Auswirkungen auf das Arbeits-
klima, das Gesundheitsbewusstsein und das Wohlbefi nden. 

Link: www.give.or.at

Mag. Dieter Reichenauer Fortsetzung



Familienunterstützung für GÖD-Mitglieder
Familien, die für drei oder mehr Kinder Familienbeihilfe oder für ein oder 
mehrere Kinder erhöhte Familienbeihilfe beziehen, können bei der GÖD um 
Familienunterstützung ansuchen. Diese beträgt 210 Euro pro Jahr für drei 
Kinder und wird für jedes weitere Kind um 70 Euro erhöht bzw. 140 Euro für 
jedes Kind, für das erhöhte Familienbeihilfe bezogen wird.
Antragstellung mittels Ansuchen (Formular: www.goed.at/leistungen/finan-
zielleunterstuetzung) und Nachweis des Bezugs der Familienbeihilfe bei: 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst, Teinfaltstraße 7, 1010 Wien (goed@goed.at)

Erhöhung von Familienleistungen des Bundes
Maßnahmen ab 2022

Erhöhung des Familienbonus Plus
Dieser steht bei Bezug von Familienbeihilfe zu und beträgt:
2.000 Euro pro Kind bis zum 18. Geburtstag
650 Euro pro Kind ab dem 18. Geburtstag
Die Antragstellung erfolgt direkt beim Arbeitgeber oder im Zuge der 
Arbeitnehmerveranlagung mittels Formular E30.

Sonderfamilienbeihilfe
Im August 2022 wurde zusätzlich zur regulären Familienbeihilfe eine Sonder-
familienbeihilfe von 180 Euro je Kind ausbezahlt.

Schulstartgeld
Für alle Kinder, die zwischen 1. Jänner 2007 und 31. Dezember 2016 geboren 
wurden und für die Familienbeihilfe bezogen wird, wurde im September 
automatisch ein Schulstartgeld in Höhe von 100 Euro überwiesen.

Maßnahmen ab 2023

Familienzeitbonus (Papa-Monat)
Väter können aufgrund einer kürzlich erfolgten Geburt bis zu einem 
Monat die Erwerbstätigkeit unterbrechen und in Frühkarenzurlaub gehen. 
Während dieser Zeit werden pro Tag von der zuständigen Krankenkasse 

MMag. Erika Zeh 

Finanzielle Unterstützung 
von Familien

Im Zusammenhang mit der PädagogInnenbildung NEU wurde mit
1. September 2019 das Unterrichtspraktikum durch die Induktionsphase 
ersetzt. Die Induktionsphase dient gemäß § 39 VBG der berufsbegleitenden 
Einführung in das Lehramt. Seither durchlaufen Vertragslehrpersonen, die ein 
Lehramtsstudium absolviert haben, eine Induktionsphase von 12 Monaten, in 
der sie von einem Mentor bzw. einer Mentorin begleitet werden. Im letzten 
Schuljahr wurde eine Evaluation durchgeführt. Ebenso war eine Anpassung für 
Quereinsteigende und Studierende, die bereits unterrichten, erforderlich. Im 
Auftrag des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung hat 
die Universität Wien, Zentrum für LehrerInnenbildung, eine Evaluationsstudie 
durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Studie sind in die Dienstrechtsnovelle 
(BGBl. I Nr. 137/2022) eingeflossen.

Die Induktionsphase wurde auf alle neu eintretenden Lehrpersonen 
ausgeweitet, damit auch Lehrpersonen in der Ausbildungsphase sowie 
solche mit Sondervertrag ein Mentoring erhalten. Für alle Lehrpersonen, 
die spätestens am ersten Unterrichtstag nach den Herbstferien den Dienst 
aufnehmen, endet die Induktionsphase mit Ende des Schuljahres und ein 
entsprechender Bericht der Schulleitung ist zwei Monate vor dem Ende der 
Induktionsphase zu erstellen. Dieser Bericht ist der Lehrperson vorzulegen, 
und sie kann dazu Stellung nehmen. Wenn der Verwendungserfolg gegeben 
ist, kann die Induktionsphase bereits nach 6 Monaten beendet werden. 
Der entsprechende Bericht wird von der Schulleitung an die Personalstelle 
übermittelt. Den Mentorinnen und Mentoren wird für diesen Bericht künftig 
eine rein beratende Stellung zukommen. 

Um die zeitliche Belastung der Lehrpersonen während der Induktionsphase 
zu entschärfen, ist während der Induktionsphase nur eine der weiteren 
zwei zu erbringenden Wochenstunden (23.+24. pd-Stunde) zu erbringen. 

MMag. Barbara Schweighofer-Maderbacher 

Neuerungen in der
Induktionsphase

Land, Gemeinden und Betriebe haben bereits früh auf eine nachhaltige 
Lösung im Bereich Stromerzeugung gesetzt und eine Photovoltaikanlage 
angeschafft, um in Hinblick auf ihre Energieversorgung autark zu werden. 
An einzelnen Standorten hat man sich trotz manchmal schwieriger 
Begleitumstände mit dieser Thematik besonders intensiv beschäftigt und 
Schritte in die richtige Richtung gesetzt. Leider hat man aber in vielen Fällen 
die Möglichkeiten, die sehr viele Bundesgebäude bieten, nicht genutzt und 
damit wertvolle Zeit verstreichen lassen. Es ist jedoch festzustellen, dass 
sich die Räder bei diesem wichtigen Thema jetzt langsam in Bewegung 
setzen. Eines kann aber sicherlich nicht sein: Ein Unternehmen installiert 
eine PV-Anlage an einem Bundesschulgebäude und verkauft in der Folge 
dem jeweiligen Schulstandort Strom zum marktüblichen Preis. Die Bundes-
Immobiliengesellschaft (BIG) ist gefordert, sinnvolle Lösungsstrategien zu 
entwickeln, um autarke Schulen zu ermöglichen damit die Abhängigkeit 
von externen Energielieferungen wesentlich zu reduzieren.

Mag. Roland GanglMag. Roland Gangl Ebenso dürfen Lehrpersonen künftig in der Induktionsphase nicht fachfremd 
eingesetzt werden und nicht zu dauernden MDL herangezogen werden. 
Ab dem Schuljahr 2023/24 soll während der Induktionsphase auch kein 
Klassenvorstand übernommen werden.

Abhängig von der Vorbildung muss ab dem Schuljahr 2023/24 in der letzten bzw 
den letzten beiden Wochen vor Schulbeginn eine Einführungslehrveranstaltung 
besucht werden. Jede Einführungswoche soll mit 6,25% des Gehaltes der 
Stufe 1 entlohnt werden. Damit ist eine arbeitsrechtliche Absicherung für die 
Lehrpersonen während dieser Einführungsveranstaltung gegeben.

Die Schulleitung hat für jede Vertragslehrperson in der Induktionsphase für die 
Dauer des Schuljahres, längstens jedoch bis zum Ende der Induktionsphase, eine 
Mentorin oder einen Mentor einzuteilen. Voraussetzung für die Einteilung als 
Mentorin oder Mentor ist eine mindestens fünfjährige erfolgreiche Lehrpraxis. 
Ab dem Schuljahr 2029/30 ist auch die Absolvierung des Hochschullehrganges 
„Mentoring, Berufseinstieg professionell begleiten“ im Ausmaß von 30 ECTS 
erforderlich. Mit dieser Dienstrechtsnovelle werden die Aufgaben für das 
Mentoring in der Induktionsphase wie folgt definiert: Es ist die Aufgabe der 
Mentorin / des Mentors Vertragslehrpersonen in der Induktionsphase bei 
der Planung und Gestaltung des Unterrichts zu beraten, bei der Analyse von 
Unterrichtstätigkeit und Erziehungsarbeit zu unterstützen und im erforderlichen 
Ausmaß anzuleiten und bei der beruflichen Entwicklung und der Bewältigung 
der beruflichen Anforderungen zu unterstützen. Es soll auch im erforderlichen 
Ausmaß hospitiert werden. Die Einführung in die Spezifika des Schulstandorts 
und der aktuellen Schwerpunkte der Schulentwicklung ist ebenfalls Aufgabe 
des Mentors. 

Der Schulleitung obliegt die Koordination des Mentorings und die Organisation 
von Vernetzungs- und Beratungsveranstaltungen. Zur Erstellung des Berichtes 
über den Verwendungserfolg hat die Schulleitung im erforderlichen Ausmaß 
zu hospitieren und zu beraten und mit der Mentorin bzw dem Mentor 
Rücksprache zu halten. Dieser Bericht ist der Personalstelle vorzulegen. Dieser 
Bericht ist der Lehrperson vorzulegen, und sie kann dazu Stellung nehmen.

22,60 Euro (Familienzeitbonus) ausbezahlt. Wenn der Vater den Papamonat 
in Anspruch nahm und später in Karenz laut Väterkarenzgesetz ging, wurde 
das Kinderbetreuungsgeld bisher um diese Geldleistung reduziert.  Um eine 
Erhöhung der partnerschaftlichen Beteiligung der Väter an der Kinderbetreuung 
zu erreichen, erfolgt zukünftig kein Abzug mehr. 

Erhöhung der Zuverdienstgrenze beim Kinderbetreuungsgeld
Beim Kindergeld wird die Zuverdienstgrenze von 16.200 auf 18.000 Euro jährlich 
erhöht.

Valorisierung von Sozialleistungen
Ab 2023 werden bisher noch nicht indexierte Familienleistungen, wie der 
Kinderabsetzbetrag, die Familienbeihilfe und das Kinderbetreuungsgeld, 
valorisiert. Als Basis für die Erhöhung dient die Inflation im Zeitraum von Juli 
des Vorjahres bis Juni des aktuellen Jahres. 

Weitere Maßnahmen der Regierung

Klimabonus und Teuerungsbonus: jeweils einmalig für 2022 250 Euro pro 
Person, 125 Euro für Kinder unter 18 Jahren im selben Haushalt, also insgesamt 
500 Euro pro Erwachsenen, 250 Euro pro Kind

Teuerungsausgleich: 300 Euro für Bezieher bestimmter Sozialleistungen
Teuerungsabsetzbetrag: bis zu 500 Euro für geringe Einkommen
Abschaffung der kalten Progression

Mag. Dieter Reichenauer

Judikatur

Aufhebung des Bescheids über die Nichtgewährung eines Karenzurlaubs 
(LVwG, 22.09.2021 GZ AV-1486/001-2021)
Gemäß § 29 b VBG kann dem VB Karenzurlaub unter Entfall der Bezüge gewährt 
werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. Ob 
bestimmte tatsächliche Umstände „zwingende dienstliche Gründe“ darstellen, 
die einer Gewährung des Karenzurlaubs (ohne Interessensabwägung) von 
vornherein entgegenstehen, oder ob solche Umstände zwar keine „zwingenden 
dienstlichen Gründe“ im vorgenannten Sinn darstellen, aber im Rahmen einer 
Interessensabwägung dazu zu führen haben, dass der Karenzurlaub (dennoch) 
nicht zu gewähren ist, ist nach den Umständen des Einzelfalls zu beurteilen. 
Der Gewährung eines Karenzurlaubes stehen zwingende dienstliche 
Interessen entgegen, wenn für den Lehrer während seiner (beabsichtigten) 
längerfristigen Abwesenheit kein geeigneter Ersatz namhaft gemacht 
werden kann. Dazu ist es aber nicht ausreichend, wenn sich die Behörde bloß 
allgemein abstrakt auf Personalkürzungen oder Personalknappheit beruft 
und darin einen zwingenden dienstlichen Grund erblickt, der der Gewährung 
des Karenzurlaubes entgegensteht. Vielmehr hat die Behörde eine konkrete 
Darstellung des zwingenden dienstlichen Grundes darzulegen, indem sie etwa 
Personalzahlen und Personalreserven genau anführt.

Fortsetzung




